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II   Siedlungswesen 

1   Siedlungsleitbild 

1.1 G Die Siedlungsentwicklung soll dem Leitbild einer nachhaltigen Raumentwicklung 
entsprechen. Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen vor 
allem die Innenentwicklung gestärkt, Baulandreserven mobilisiert und bereits 
ausgewiesene Baugebiete genutzt werden. 

1.2 G Die Siedlungstätigkeit soll an der regionalen Raumstruktur sowie an den vorhandenen 
Verkehrsstrukturen und insbesondere am ÖPNV-Angebot orientiert werden. 

1.3 Z Eine verstärkte Siedlungstätigkeit soll sich auf dafür geeignete zentrale Orte und 
Bereiche entlang der Entwicklungsachsen beschränken. Im Übrigen sollen sich alle 
Gemeinden organisch entwickeln, wobei sich im Alpengebiet die Siedlungsentwicklung 
im Wesentlichen auf den wohnbaulichen und gewerblichen Siedlungsbedarf für die 
ortsansässige Bevölkerung beschränken soll. 

1.4 Z Die Siedlungstätigkeit soll auf die charakteristische Siedlungsstruktur und die bauliche 
Tradition des Oberlandes ausgerichtet werden. Die gewachsene Siedlungsstruktur mit 
ihren verstreut liegenden bäuerlichen Weilern und Einzelgehöften soll erhalten und vor 
weiterer Siedlungstätigkeit geschützt werden. 

Die UNESCO Welterbestätte „Wieskirche“ in Steingaden ist als landschaftsprägendes 
Baudenkmal mit erheblicher Fernwirkung besonders schützenswert. Sie soll daher vor 
optischen und sonstigen Beeinträchtigungen bewahrt werden, die ihren Rang als 
Weltkulturerbestätte gefährden könnten. Es sollen alle Maßnahmen vermieden werden, 
die das Landschaftsbild im Umfeld der Welterbestätte oder den Blick zur Kirche erheblich 
beeinträchtigen oder mit dem Schutz der Welterbestätte nicht vereinbar sind. 

1.5 Z Besonders bedeutende und das Oberland prägende Strukturen wie insbesondere weithin 
einsehbare Höhenrücken, Kuppen und Steilhänge sowie ökologisch wertvolle 
Feuchtgebiete, Gewässer- und Waldränder sollen grundsätzlich von einer Bebauung 
freigehalten werden.  

1.6 Z Die Zersiedelung der Landschaft soll verhindert werden. Siedlungsgebiete sowie sonstige 
Vorhaben sollen schonend in die Landschaft eingebunden werden. Eine ungegliederte, 
bandartige Siedlungsentwicklung soll durch ausreichende Freiflächen zwischen den 
Siedlungseinheiten, vor allem in Gebirgs-, Fluss- und Wiesentälern sowie an Seen 
vermieden werden. 

1.7 Z Lawinen-, überschwemmungs- und murengefährdete Bereiche sowie Wälder mit einer 
besonderen Funktion gemäß Waldfunktionsplan sollen von einer Bebauung freigehalten 
werden. 

1.8 Z Bei allen Planungen und Maßnahmen soll die Versiegelung des Bodens so gering wie 
möglich gehalten werden. 

2   Wohnsiedlungstätigkeit 

2.1 G Eine verstärkte Wohnsiedlungstätigkeit (vgl. B II 1.3) soll mit einem entsprechenden 
Arbeitsplatzangebot abgestimmt werden. 
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2.2 G Zur Versorgung der ortsansässigen Bevölkerung mit angemessenem Wohnraum sollen 
verstärkt Einheimischenmodelle angewandt werden. 

3   Gewerbliche Siedlungstätigkeit 

3.1 Z Großflächige Gewerbegebiete und Erweiterungen des Branchenspektrums für den 
überörtlichen Bedarf sollen vorrangig auf die regionalen gewerblichen Schwerpunkte 
Schongau/Peiting/Altenstadt, Weilheim i. OB, Penzberg, Peißenberg, 
Wolfratshausen/Geretsried, Miesbach/Hausham und Holzkirchen gelenkt werden. 

3.2 Z Im gewerblichen Siedlungsbereich soll die organische Siedlungsentwicklung einer 
Gemeinde den Bedarf der ansässigen Betriebe umfassen sowie den für die 
Neuansiedlung von Betrieben, die zur örtlichen Grundversorgung oder zur 
Strukturverbesserung in der Gemeinde notwendig oder die an besondere 
Standortvoraussetzungen gebunden sind. 

4 G Bauflächensicherung 

Der Nachfrage nach Wohnbauland und gewerblichem Bauland soll durch 
vorausschauende kommunale Flächensicherung nachgekommen werden, um vor allem 
den örtlichen Bedarf decken zu können. 

5 
  

Freizeitwohngelegenheiten 

5.1 G Touristisch genutzte Freizeitwohngelegenheiten sollen nur in Abstimmung mit dem 
übrigen Fremdenverkehrsangebot der Gemeinde und der Belastbarkeit der Landschaft 
errichtet werden. 

5.2 Z Der Errichtung von eigengenutzten Freizeitwohngelegenheiten (Zweitwohnungen) soll 
entgegengewirkt werden. 

6   Camping 

6.1 Z An landschaftlich besonders empfindlichen Standorten sollen grundsätzlich keine neuen 
Campingplätze errichtet werden. 

6.2 Z Im Übrigen sollen in der gesamten Region grundsätzlich nur solche Campingplätze 
errichtet werden, die überwiegend und auf Dauer wechselnden Benutzern zur Erholung 
dienen. 

 


